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Einleitung 

Augsburg ist eine Stadt, die immer wieder das Interesse der Historiographen ge-
funden hat. Die Anfänge der (quellen-)kritischen Geschichtsschreibung über 
die ehemalige Reichsstadt zwischen Wertach und Lech reichen bis in das 
18. Jahrhundert zurück. David Langenmantel sowie der ältere und der jüngere 
Paul von Stetten haben für ihre Arbeiten erstmals systematisch die Archivalien 
des Stadtarchivs Augsburg ausgewertet und dabei auch auf die Chronisten aus 
dem 15. und 16. Jahrhundert Bezug genommen.1 Seitdem ist die Geschichte der 
Stadt immer wieder in Einzelaspekten oder Überblicksdarstellungen behandelt 
worden.2 Die ältere Geschichtsschreibung ist durch die Intention der Verfasser 
geprägt, einerseits die reichsstädtischen Freiheiten, die humanistischen Traditio-
nen sowie die positiven Folgen der aristokratischen Regierungsform hervorzu-
heben und andererseits die Zeit der Zunftverfassung (1368-1547/48) abzuquali-
fizieren. 

Neue Fragestellungen entwickelten seit der Wende vom 19. zum 20. Jahrhun-
dert Wirtschaftshistoriker wie Joachim Härtung, Richard Ehrenberg, Werner 
Sombart und Jakob Strieder. Sie errechneten und beschrieben anhand der wirt-
schaftshistorisch verwertbaren Archivalien die Stadt als wichtiges Zentrum des 
Frühkapitalismus an der Wende vom 15. zum 16. Jahrhundert in Oberdeutsch-
land3 und legten damit den Grundstein für das dauerhafte Interesse der Histori-
ker an der Augsburger Wirtschaftsgeschichte.4 Ausgehend von ihren Ergebnis-
sen erarbeiteten mehrere Generationen von Forschern, zu denen, um nur die 

1 Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 1993 mit dem Titel «Daß arm und 
reich bei ainander mögen bleiben in rechter ainigkait» Politisches Handeln und Politik-
verständnis von Rat und Bürgerschaft in Augsburg (1460 bis 1525) von der Fakultät 
für Geschichtswissenschaft und Philosophie der Universität Bielefeld als Dissertation 
angenommen. Sie wurde für den Druck leicht überarbeitet. 
Langenmantel, Historie des Regiments (1734); Stetten, Geschichte der des Heil. Rom. 
Reichs Freyen Stadt Augsburg (1743) und Stetten, d. J., Geschichte der adelichen Ge-
schlechter in der freyen Reichs=Stadt Augsburg (1762). 

2 So z.B. Gullmann, Geschichte (1808); Wagenseil, Versuch (1819); Seida, Geschichte 
(1825); Jäger, (1837); Werner, Geschichte (1900). 

3 Vgl. Härtung, Zuschlagsteuer (1895), ders., Vermögenssteuer (1895); Ehrenberg, Zeit-
alter (1896), Sombart, Kapitalismus (1902) und Strieder, Genesis (1904). 

4 Dieses Interesse fand zuletzt seinen Niederschlag in den monographischen Arbeiten 
über die Augsburger Handelsgesellschaften von Lutz, Struktur (1976) und Riebartsch, 
Handelsgesellschaften (1987). 
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wichtigsten zu nennen, 5 Erich König,6 Heinrich Lutz,7 Götz von Pölnitz,8 Her-
mann Kel lenbenz, 9 Friedrich Roth, 1 0 Pius Dirr,11 Friedrich Blendinger 1 2 und 
Rolf Kießling1 3 gehören, ein differenziertes Bild von Augsburg im späten Mittel-
alter und der Reformationszeit . 

D iese Studien werden ergänzt durch moderne Überblicksdarstel lungen aus 
einer Hand, wie die Stadtgeschichte von Wolfgang Zorn 1 4 und Gemeinschafts-
leistungen von mehreren Wissenschaftlern, die aus A n l a ß der städtischen Jubi-
läumsfeiern 1955,15 1976,16 198017 und 19841 8 veröffentlicht wurden. In den 
1980er Jahren erschienen außer der breit angelegten und von Gunter Gott l ieb 
herausgegebenen Stadtgeschichte e ine ganze Re ihe von Arbeiten, die, ζ. T. den 
Forschungsansätzen der Geschlechter- und Mentalitätengeschichte verpflichtet 
und gestützt auf die gute Überl ieferung, der Augsburger Geschichte neue, bis-
her unbekannte, aber reizvolle Aspekte abgerungen haben. Zu nennen sind in 
d iesem Zusammenhang die Arbei ten von Lyndal Roper 1 9 (für den geschlechter-
geschichtlichen Ansatz) und Bernd Roeck 2 0 (der sich der französischen Tradi-

5 Weitere Literatur, die spezielle Fragen der Augsburger Stadtgeschichte behandelt, 
wird in den jeweiligen Kapiteln vorgestellt. 

6 Wichtig ist seine Arbeit über Konrad Peutinger; vgl. König, Peutingerstudien (1914). 
7 Der mit seiner Studie über Konrad Peutinger nicht nur die Rolle des Stadtschreibers 

für die städtische Außenpolitik erhellt, sondern darüber hinaus ein aufschlußreiches 
Bild der Jahre 1490 bis 1540 zeichnet; vgl. Lutz, Peutinger (1958). 

8 Mit seinen Arbeiten zu den Fuggern; vgl. u.a. Pölnitz, Fugger (21960). 
9 Der sich um die Wirtschaftsgeschichte Augsburgs verdient gemacht hat; vgl. Kellen-

benz, Wirtschaftsleben (1984). 
10 Roth, Reformationsgeschichte (1901-11). 
11 Vgl. vor allem seine Abhandlungen über die Zunftverfassung; Dirr, Studien (1913) 

und ders., Kaufleutezunft (1909). 
12 Hervorzuheben sind seine Arbeiten zur Zunfterhebung von 1368; vgl. Blendinger, 

Zunfterhebung (1980) und ders., Zunfterhebung (1984), sowie sein Vorschlag für eine 
soziale Schichtung der Augsburger Bevölkerung; vgl. Blendinger, Versuch (1972). 

13 Der sich u.a. mit dem Verhältnis von Kirche und der stadtbürgerlichen Gesellschaft be-
schäftigt hat; vgl. Kießling, Gesellschaft. Darüber hinaus hat er sich in verschiedenen 
Forschungszusammenhängen mit der Geschichte Augsburgs im späten Mittelalter be-
faßt; vgl. Kießling, Augsburgs Wirtschaft (1984), ders., Augsburg (1984), ders., Um-
landpolitik (1989) und ders., Stadt (1989). 

14 Zorn, Augsburg (1955) und (21972). 
15 Aus Anlaß der 1000-Jahrfeier des Sieges gegen die Ungarn auf dem Lechfeld; vgl. Au-

gusta (1955). 
16 In diesem Jahr erinnerte eine Ausstellung an die Privilegierung der Stadt mit dem 

Stadtrecht von 1276 durch Rudolf von Habsburg; vgl. Blendinger/Baer, Stadtbuch 
(Ausstellungskatalog). 

17 Ausstellung mit drei Katalogbänden zur Erinnerung an den 450sten Jahrestag der Ver-
kündigung der Confessio Augustana am 25. Juni 1530; vgl. Welt (1980). 

18 Im Rückblick auf 2000 Jahre Stadtgeschichte haben 46 Autoren in dem Sammelband 
den Forschungsstand zur Stadtgeschichte zusammengetragen; vgl. Gottlieb, Geschich-
te (1984) und (21985). 

19 Vgl. besonders Roper, <Holy Household) (1989), <Common men> (1987) und <Goinig 
to church and street» (1985). 

20 Roeck, Stadt (1989) und ders., Bäcker (1987). 
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tion der Mentalitätengeschichte verpflichtet fühlt.)21 Mit der Herausbildung 
und den Wirkungszusammenhängen von sozialen Verflechtungen (Freund-
schaft, Verwandtschaft, Patronage) in der Augsburger Oligarchie haben sich Ka-
tarina Sieh-Burens22 und Peter Steuer23 befaßt. Daneben erwarben sich aber 
auch eher konventionelle Darstellungen wie die von Dieter Weber über die Ge-
schichtsschreibung im 15. Jahrhundert am Beispiel des Chronisten Hektor Mü-
lich24 und die von Jürgen Kraus über das Militärwesen Augsburgs von 1548 bis 
180625 ihren Platz in der Augsburger Forschungslandschaft. 

Es ist auf den ersten Blick wohl nicht zu erkennen, daß der Schwerpunkt der 
beeindruckenden Forschungslage zur Augsburger Stadtgeschichte in der Zeit 
nach den ersten beiden Dezennien des 16. Jahrhunderts liegt, die Jahre des spä-
ten Mittelalters aber vergleichsweise stiefmütterlich behandelt wurden. Rolf 
Kießling hat diese Zeit vor zwanzig Jahren im Zusammenhang mit seiner Arbeit 
über das Verhältnis von Kirche und Bürgerschaft untersucht. Die eindringlich-
ste und systematischste Analyse der Augsburger Wirtschafts- und Gesellschafts-
entwicklung im 15. Jahrhundert hat Peter Geffcken mit seiner 1983 abgeschlos-
senen, aber bisher unveröffentlichten Dissertation «Soziale Schichtung in Augs-
burg 1396 bis 1521» vorgelegt.26 Ansonsten ist der Zeitraum bisher vor allem für 
Wirtschaftshistoriker interessant gewesen, die am Beispiel von Augsburg Auf-
schlüsse über die frühe Kapitalakkumulation durch die Handelsgesellschaften 
gewinnen wollten und dabei auch auf die ungleiche Vermögensverteilung in der 
Stadt sowie auf die gesellschaftliche Differenzierung hingewiesen haben. Wenig 
ist bisher über die Folgen dieses Prozesses für das politische System, die Zunft-
verfassung, das politische Handeln des Rates und die Reaktionen der Bürger-
schaft auf diese Ratspolitik bekannt. Die Entwicklung der Augsburger Wirt-
schaft und deren Wirkung auf die Sozialstruktur der Stadt haben im Mittel-
punkt des Interesses gestanden, weniger die daraus erwachsenen ordnungspoli-
tischen Probleme für den Rat und die Folgen für die politische Beziehung des 
Rates zu seiner in siebzehn Zünften und einer Geschlechtergesellschaft organi-
sierten Bürgerschaft. 

Frages te l lung 

An diesem Punkt knüpft die vorliegende Untersuchung an. Dabei stehen zwei 
Problemkreise im Vordergrund. Erstens das Verhältnis des Rates zu den Zünf-
ten, vor allem den Handwerkerzünften. Untersucht wird das politische Handeln 

21 Vgl. Roeck, Welt, S.8. 
22 Sieh-Burens, Oligarchie (1986). 
23 Steuer, Außenverflechtung (1988). 
24 Weber, Geschichtsschreibung (1984). 
25 Kraus, Militärwesen (1980). 
26 Ich danke Peter Geffcken für seine Bereitschaft, mir seine Arbeitsergebnisse zur Ver-

fügung zu stellen. 
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des Rates gegenüber den Zünften und der Geschlechtergesellschaft, die Per-
spektive des Rates auf die innenpolitischen Probleme und seine Bewertung des 
Verhaltens der (Handwerker-)Zünfte, von der er wiederum sein politisches 
Handeln ableitete. Dieser Untersuchungsschwerpunkt basiert auf den Ratspro-
tokollen, die im Stadtarchiv fast lückenlos, wenn auch in unterschiedlicher Qua-
lität, vorhanden sind. Zweitens werden das Politikverständnis bzw. die politi-
schen Vorstellungen derjenigen Bürger, die nicht anhand der Chronistik zu erfas-
sen sind, in das Blickfeld gerückt: die der Handwerker in den Zünften. Die politi-
schen Vorstellungen dieses Teils der Bürgerschaft sind nicht so einfach zu ermit-
teln wie die der Chronisten, deren Ansichten und Meinungen sich aus ihren vor-
liegenden Texten eruieren lassen, wie beispielsweise Karl Schnith für Burkard 
Zink, Dieter Weber über Hektor Mülich und Carla Kramer-Schlette für Wil-
helm Rem und Georg Preu herausgearbeitet haben.27 Das Politikverständnis 
von Zink, Mülich und Rem war geprägt durch ihre Nähe zum Rat und ihre geho-
bene soziale Position.28 Dieter Weber hat nachdrücklich unterstrichen, daß die 
städtischen Grundwerte, Frieden, Eintracht und Gemeiner Nutzen, zu den zen-
tralen Elementen der politischen Vorstellungen der Chronisten zählten. Was er 
für Mülich konstatiert, gilt auch für Zink und Rem: «<Herrschaft der Ehrbarem 
und Gehorsam der Gemeinde könnte man als Grundpfeiler seines Politikver-
ständnisses bezeichnen».29 

Während über die Politikvorstellungen der Chronisten und ihre Ansichten 
über die gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse in Augsburg verhältnis-
mäßig viel bekannt ist, fehlen bisher Informationen über die Vorstellungen der 
einfachen Handwerker in den Zünften. Das hängt damit zusammen, daß die 
Handwerker in der Mehrheit Illiteraten waren und ihre Ansichten und Vorstel-

27 Grundlage dieser Arbeiten sind die in den StChr edierten Werke der genannten Augs-
burger Chronisten; vgl. StChr 5 (Zink), 22 (Mülich), 25 (Rem) und 29 (Preu). Vgl. dazu 
die jeweiligen Arbeiten von Schnith, Chronik (1958) über Burkard Zink, Weber, Ge-
schichtsschreibung (1984) über Hektor Mülich und Kramer-Schlette, Chronisten 
(1970) über Wilhelm Rem und Georg Preu. 

28 Burkard Zink verdiente sein Geld sowohl als selbständiger als auch angestellter Kauf-
mann. Er stand außerdem in städtischen Diensten. Das Maximum seiner Vermögens-
entwicklung erreichte er in den Jahren 1448 bis 1454 als er über 1000 Gulden versteuer-
te. Zu seiner finanziellen Situation vgl. Maschke, Aufstieg, S.427 und S.446. Seit den 
1450er Jahren war er für die Stadt in verschiedenen Ämtern tätig: als Kornmeister, 
Weinungeiter und Zinseinnehmer; vgl. Maschke, Aufstieg, S. 440. Hektor Mülich, Mit-
glied der Kramerzunft, gehörte zu den reichsten Augsburgern seiner Zeit. Er versteu-
erte 1486 6000 Gulden und stand damit an der 39. Stelle der Steuerzahler; vgl. Weber, 
Geschichtsschreibung, S.50. Von 1465 bis 1486 war er entweder Mitglied des Kleinen 
oder Alten Rates und hatte etliche Jahre Spitzenämter inne: 1472 bis 1474 war er Sieg-
ler, 1477, 1478, 1479 und 1480 Baumeister; vgl. Weber, Geschichtsschreibung, S.54. 
Ausführliche Daten liegen für Wilhelm Rem nicht vor. Vermutlich betätigte er sich im 
Fernhandel. Gesichert ist nur seine konnubiale Verbindung zu den Fuggern, er heirate-
te 1485 eine Schwester Jakobs des Reichen. Das deutet auf eine enge Verbindung mit 
der Augsburger Oberschicht hin; vgl. Kramer-Schlette, Chronisten, S. 12. 

29 Weber, Geschichtsschreibung, S. 175; vgl. auch S.254f. Für Rem vgl. Kramer-Schlette, 
Chronisten, S.74. 
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lungen nicht in schriftlicher Form niedergelegt haben. Sie konnten sich nicht in 
Ruhe zu Hause hinsetzen und ihre Gedanken zu Papier bzw. Pergament brin-
gen. Sie artikulierten ihre politischen Ansichten als direkte und spontane Reak-
tion auf die Gebote und Verbote des Rates und ihrer Zunftführungen. Solche 
mündlichen Äußerungen gehören in den Bereich des Ephemeren und hinterlas-
sen im allgemeinen keine Spuren, die der Historiker direkt aufnehmen könnte. 
Gleichwohl gibt es Ausnahmen. Solange die Bürger mit der Politik ihres Rates 
zufrieden waren, galt auch für Augsburg, was der Esslinger Kürschner Dyonisi-
us Dreytwein in seiner zwischen 1562 bis 1564 geschriebenen Chronik treffend 
auf den Punkt gebracht hat: «Darum wenn es recht zugett, wer wolltt etwas dar-
wider reden?»30 Wenn Bürger aber den Eindruck hatten, daß es tatsächlich 
nicht gerecht zugehe, sie sich durch die Ratspolitik benachteiligt fühlten, dann 
äußerten sie ihre Kritik oft vehement. Und so sind die politischen Ansichten 
von Handwerkern in den Fällen überliefert, in denen sie ihre Träger in den Kon-
flikt mit der städtischen Obrigkeit brachten. Dann fanden sie einen schriftlichen 
Niederschlag in der Form von Verhörprotokollen. Diese Verhörprotokolle, die 
sogenannten Urgichten, können als Pendant zu den Chroniken verwendet wer-
den. Mit ihrer Hilfe ist es möglich, die Vorstellungen der einfachen Bürger über 
die <richtige> Politik und ihre Kritik am politischen Handeln des Rates zu erfas-
sen. 

Die beiden Leitfragen sind eng miteinander verwoben. Das politische Han-
deln des Rates und die Reaktionen der Bürgerschaft standen in einem unmittel-
baren Wechselverhältnis. Wenn z.B. ein Mandat des Rates über eine Ungelder-
höhung verkündet wurde, dann konnte sich deswegen in der Bürgerschaft Pro-
test entwickeln, der wiederum den Rat zu einem strengen Vorgehen gegen die 
protestierenden Bürger veranlaßte. Das Vorgehen des Rates wiederum hat häu-
fig das Politikverständnis der davon Betroffenen nachhaltig geprägt. Um diese 
Verwobenheit und gegenseitige Bedingtheit analytisch zu entwirren und, vor al-
lem, die politischen Vorstellungen der Handwerker bewerten und würdigen zu 
können, ist es notwendig, den jeweiligen Kontext, in dem sie geäußert wurden, 
zu rekonstruieren. Der Rat hat über sein politisches Handeln diese Kontexte we-
sentlich mitgestaltet. Darum ist es sinnvoll und notwendig, die Ratspolitik auf 
ausgewählten Politikfeldern zu untersuchen. Die Rekonstruktion der Ratspoli-
tik ist nicht nur die Vorbedingung für die Herausarbeitung der politischen Vor-
stellungen von Zunfthandwerkern, sondern füllt zum Teil die schon angespro-
chene Forschungslücke über die innerstädtischen Verhältnisse in Augsburg von 
der Mitte des 15. Jahrhunderts bis zum Beginn der Reformation. 

30 Dreytwein, Chronik, S. 106. Zur Datierung des Entstehungszeitraums der Chronik 
vgl. Nikitsch, Dreytwein, S. 108-9. 



Begrif f l ichkei t und M e t h o d e 

Unter politischem Handeln wird im Sinne von Hans Paul Bahrdt ein Handeln 
verstanden, «das im unvollständig regulierten Zwischenfeld zwischen Subsyste-
men einer Gesellschaft stattfindet, die in heterogener Weise institutionalisiert 
sind».31 Zu den Subsystemen der Augsburger Gesellschaft im späten Mittelalter 
sind zu rechnen die Zünfte, die Geschlechtergesellschaft, der Große und der 
Kleine Rat.32 Das Verhältnis der Subsysteme zueinander, das keineswegs sta-
tisch und festgeschrieben war, und die Veränderung dieses Verhältnisses stehen 
im Mittelpunkt dieser Untersuchung. In Augsburg bestand zwischen den einzel-
nen gesellschaftlichen Subsystemen, auch wenn ihnen nach dem Wortlaut der 
Zunftbriefe von 1368 jeweils ein fester Platz in der Zunftverfassung zugeschrie-
ben war, ein potentiell dynamischer, d.h. veränder- und gestaltbarer Handlungs-
spielraum. Durch sein politisches Handeln versuchte der Rat, das Verhältnis 
der Subsysteme zueinander in seinem Sinne zu definieren. Er hatte dabei den 
eindeutigen Handlungsvorteil, weil er über seine Funktion als Garant der öffent-
lichen Ordnung die notwendige Macht besaß, um das Verhältnis zwischen den 
Subsystemen effektiv beeinflußen zu können. <Macht> in der Definition von 
Max Weber bedeutet «jede Chance, innerhalb einer sozialen Beziehung den ei-
genen Willen auch gegen Widerstreben durchzusetzen, gleichviel worauf diese 
Chance beruht.»33 Wenn sich Macht verdichtet und institutionell verfestigt, ent-
wickelt sie sich zu Herrschaft. Herrschaft, also auch die Ratsherrschaft in Augs-
burg, ist ein Spezialfall von Macht. Herrschaft, d.h. in der Regel die Verfügung 
über das Normsetzungsmonopol in einer Gesellschaft, ist die Voraussetzung für 
erfolgreiches politisches Handeln, weil es in einem «sozialen Feld stattfindet, in 
dem von einer größeren Zahl mehr oder weniger organisierter Menschen ent-
sprechend den vorliegenden heterogenen Interessen und Wertvorstellungen 
Ziele verfolgt werden».34 

Um den jeweiligen Zustand der Beziehung zwischen dem Rat und den Zünf-
ten ermitteln zu können, ist es notwendig, Ereignisse zu rekonstruieren, die sich 
in den Quellen niedergeschlagen haben, denn Strukturen von Beziehungen und 
deren Veränderung sind für Historiker nur an Ereignissen ablesbar. Strukturen 
sind, so hat es Reinhart Koselleck formuliert, nur «greifbar im Medium von Er-
eignissen, in denen sie sich artikulieren, die durch sie hindurch scheinen».35 Er-
eignisse wiederum sind kaum ausschließlich durch ein chronologisches Vorher 
und Nachher zu erklären. Es gibt weitere strukturelle Bedingungen, die, zeitlich 
gesehen, auf einer anderen Ebene liegen, von einer mehr oder weniger langen 
Dauer und als Ursachen für Ereignisabläufe wesentlich sind, ohne chronolo-

31 Bahrdt, Schlüsselbegriffe, S. 173. 
32 Es ist selbstverständlich, daß es noch mehr Subsysteme gegeben hat, in denen die Bür-

ger organisiert waren, wie Kirchengemeinden, Bruderschaften, etc. 
33 Weber, Wirtschaft, S.28. 
34 Bahrdt, S. 174. 
35 Koselleck, Darstellung, S. 118. 
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gisch gebunden zu sein.36 Dazu zählen die «Verfassungsbauformen und die 
Herrschaftsweisen, die sich nicht von heute auf morgen zu verändern pfle-
gen».37 Die Darstellung dieser Strukturen, vor allem der Herrschaftsweisen, ge-
hört zu den zentralen Anliegen dieser Arbeit. Daneben existieren aber noch 
weitere Strukturen, etwa die Bevölkerungs-und Wirtschaftsentwicklung Augs-
burgs. Letztere stehen zwar nicht im Zentrum der Untersuchung, doch deren 
Wirkung auf die Augsburger Stadtgesellschaft, das politische Handeln des Ra-
tes und die politischen Vorstellungen der Protagonisten ist immer zu berücksich-
tigen. 

Was ist nun im Rahmen dieser Arbeit unter den Begriffen <Politikverständ-
nis> bzw. <politische Vorstellungen» von Bürgern zu verstehen? Hans-Christoph 
Rublack hat zu Recht daraufhingewiesen, daß die Bürger in den Städten Alteu-
ropas in Gesellschaften mit «differenzierten sozialen Lagen»38 lebten. Daraus 
ergaben sich einerseits für den einzelnen Chancen zur sozialen Mobilität, zum 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Aufstieg, andererseits stand er aber stär-
ker unter dem Zwang, seine «politisch-soziale Umwelt in höherem Maße 
her[zu]stellen, sich in gemeinsamen Handlungen zu vergesellschaften»,39 als 
das in der Regel auf den Dörfern der Fall war. Vergesellschaftung bzw. das Zu-
sammenleben von Bürgern und Nichtbürgern in den Städten des Mittelalters 
funktionierte über Werte und Normen, in die alle Einwohner - unabhängig da-
von, ob sie reiche Patrizier oder Tagelöhner waren - eingebunden waren. Dazu 
zählten: den Frieden wahren, den Gemeinen Nutzen der Stadt fördern, die bür-
gerlichen Lasten (Steuerpflicht, Wach-, Kriegs- und Feuerwehrdienst) tragen, 
der Obrigkeit, den Räten gehorsame Bürger und Untertanen zu sein. Diese Ver-
pflichtungen gingen die Bürger und Einwohner durch das jährliche feierliche 
Schwören ihrer Eide ein. Die <politischen Einstellungen) bzw. das <Politikver-
ständnis>40 von einzelnen oder Gruppen entwickelten sich nun gerade aus der In-
terpretation dieser Grundwerte im Zusammenhang mit konkreten, die Stadt als 
ganzes, eine Gruppe oder einen einzelnen unmittelbar betreffenden Ereignis-
sen: Wirtschaftskrisen oder Kriege und daraus resultierende Versorgungsstö-
rungen der Bevölkerung, Seuchenzüge, demographische Veränderungen, aber 
auch politische Ereignisse, wie beispielsweise der Versuch der Errichtung einer 
Alleinherrschaft durch eine kleine Gruppe oder einen einzelnen. 

36 Was Koselleck für die neuzeitliche Geschichte festgestellt hat, gilt auch für die Analy-
se der mittelalterlichen Stadtgesellschaften. Entwicklungsprozesse sind «gar nicht an-
ders erfaßbar als durch die wechselseitige Erklärung von Ereignissen durch Struktu-
ren und umgekehrt»; Koselleck, Darstellung, S. 119. 

37 Koselleck, Darstellung, S. 115. 
38 Rublack, Grundwerte, S.13. 
39 Rublack, Grundwerte, S.13. 
40 Zwischen den politischen Einstellungen und politischem Handeln besteht ein enger 

Konnex, Handlungen und Vorgehensweisen orientieren sich oft an der Wahrnehmung 
der Situation und dem Vergleich der bestehenden Verhältnisse mit den gewünschten 
oder angestrebten. 
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Auf solche Ereignisse mußte der Rat politisch reagieren, und dazu nahmen 
die Bürger in vielfältiger Form Stellung. Das geschah vor allem im Rekurs auf 
die oben genannten Grundwerte. Denn auf die Einhaltung dieser Werte waren, 
wie gesagt, alle Stadtbewohner verpflichtet, an ihnen orientierten sie sich. Je-
doch: ihre genaue Ausformulierung fehlte. Sie hatten keinen absolut gesetzten 
Inhalt, sondern waren vielmehr umkämpft, wurden von verschiedenen Inter-
preten je nach Interessenlage mit unterschiedlichem Inhalt gefüllt. Natürlich 
wollten alle politisch partizipierenden Gruppen und Personen die <Wohlfahrt> 
der Stadt sichern und den <Gemeinen Nutzen> fördern, allerdings nicht immer 
auf die gleiche Weise, sondern oft mit diametral auseinanderstrebenden Vor-
stellungen. So wurden die Grundwerte zu umkämpften politischen Begriffen, 
die zwar niemand je grundsätzlich zur Disposition stellte, aber um deren Ausge-
staltung gerungen wurde.41 Vor allem anhand dieses Ringens um die Auslegung 
der Grundwerte (wann, wie und warum wurden sie umgangen, in Frage ge-
stellt, verteidigt, modifiziert und neu bekräftigt?) im Zusammenhang konkre-
ter Ereignisse lassen sich Beispiele von Verhaltensweisen und Stellungnahmen 
auch der Bürger fassen, die ihre Ansichten nicht in Chroniken niedergelegt ha-
ben. 

Über die Auswertung der Stellungnahmen und Verhaltensweisen der Prota-
gonisten nähern wir uns ihrem Politikverständnis. Dieses <Politikverständnis> 
wird für den Historiker abfragbar oder, wenn man so will, <meß-> und einordbar 
anhand der Interpretation und Vorstellungen einzelner über die städtischen 
Grundwerte, deren <richtige> Definition und politische Umsetzung. Wie die 
schon erwähnten Augsburger Chronisten des 15. und 16. Jahrhunderts Zink, Mü-
lich, Rem und Preu die Grundwerte verstanden haben, ist bekannt. Auf deren 
Ansichten wird von Fall zu Fall im Verlauf der Untersuchung zurückgegriffen. 
Im Mittelpunkt stehen aber, neben dem politischen Handeln des Rates, die ar-
men, wenig angesehenen Handwerker in den Zünften und ihre Interpretation 
der Grundwerte. Damit wird ein Blick geworfen auf die politische Vorstellungs-
welt der Bürger, die an den Entscheidungen des Rates nicht partizipiert haben, 
sondern nur seiner Herrschaft unterworfen waren. Die noch unlängst von Paul 
Münch diagnostizierte Forschungslücke in bezug auf die «Erforschung der Wer-
tewelten unterschiedlicher sozialer Gruppen»42 kann auf diese Weise verringert 

41 Auf die sich daraus für die heutige Forschung ergebenden Probleme weist Münch, 
Grundwerte, S.65 mit der berechtigten Feststellung, daß es sehr schwer fällt, «einen 
Kanon inhaltlich konsistenter Grundwerte» zu bestimmen, hin. Vgl. außerdem die fol-
genden Arbeiten: Eberhard, Gemeiner Nutzen, S. 212-14; Schulze, Gemeinnutz, 
S. 597-99; Rublack, Grundwerte, und ders., Nördlingen, sowie Barth, Bürgeropposi-
tion und Gieba, Gemeinde, für konkrete Ereignisse, bei denen politische Parteien um 
die <richtige> Interpretation vom Gemeinen Nutzen und den besten Weg, um ihn zu för-
dern, gerungen haben. 

42 Münch, Grundwerte, S. 60. Auch Schulze, Gemeinnutz, S. 595 weist auf das Defizit der 
Forschung in bezug auf die Normen der ständischen Gesellschaft hin und konstatiert, 
daß das «zum einen mit der schichtspezifischen Zersplitterung der einschlägigen Nor-
men zusammen» hängt, «aber auch mit den fragmentarischen Zuständigkeiten für Fra-
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werden. Deutlich werden die Unterschiede, Eberhard Isenmann nennt sie 
«Bruchstellen»,43 die in der Wahrnehmung und Beurteilung ihrer politischen 
und gesellschaftlichen Umwelt zwischen den den Rat dominierenden <Honora-
tioren> auf der einen Seite und einfachen Handwerkern in den Zünften, dem 
<Gemeinen Mann),44 auf der anderen Seite gelegen haben. Mit diesem methodi-
schen Zugriff gelingt es, genauer das «etwas»45 zu benennen, das sich zwischen 
die materiellen Ursachen und das politische Handeln von Gruppen und Indivi-
duen schiebt. Das heißt: Warum eigentlich haben Handwerker gegen den Rat 
und dessen Politik protestiert, warum in einer bestimmten Situation und in ei-
ner anderen nicht? Denn wenn sich auch ähnliche ökonomische und soziale Le-
bensbedingungen für verschiedene Bevölkerungsteile in Augsburg herausarbei-
ten lassen, wie z.B. für den größten Teil der armen Handwerkerweber, heißt das 
noch lange nicht, daß diese Personen dieselben kollektiven Einstellungen hat-
ten, aus denen sich dann möglicherweise bestimmte Handlungsoptionen ablei-
ten lassen. Eine Ableitung und Erklärung von politischem Handeln allein aus 
den ökonomischen Rahmenbedingungen ist nicht ohne weiteres möglich. Man 
wird auch immer die «verschiedenen Sphären der menschlichen Erfahrung» 
und deshalb ein «ungleiches Niveau der Erkenntnis der Wirklichkeit durch den 
Menschen»46 in Rechnung stellen müssen. Und der Stand der Wirklichkeitser-
kenntnis von einzelnen oder Gruppen spiegelt sich in der Interpretation von 
Grundwerten, die wiederum Politkverständnis konstituieren. 

gestellungen dieser Art, die bislang oft genug von Germanisten, Theologen und Volks-
kundlern beachtet wurden als von Historikern selbst». 

4 3 Isenmann, Stadt, S.274. 
44 Der Begriff <Honoratioren> wird im Sinn der Definition von Peyer, Anfänge, S.4 ver-

wendet: «Honoratioren sind Personen, die dank ihrer ökonomischen Lage imstande 
sind, andauernd nebenberuflich zu regieren, und die eine solche soziale Schätzung ge-
messen, dass sie bei formaler unmittelbarer Demokratie kraft Vertrauens der Genos-
sen zunächst freiwillig und schließlich traditionell die Ämter einnehmen können». Da-
bei ist es wichtig, daß die politische Zugehörigkeit keine Rolle spielt. Zu den Honora-
tioren zählten Mitglieder der Geschlechtergesellschaft wie der Zünfte. Zur Definition 
und Verwendung des Begriffs <Gemeiner Mann> vgl. Kapitel VI. 4. 

45 Schulze, Mentalitätsgeschichte, S. 248: «Offenbar ist da etwas, das sich zwischen mate-
rielle Ursachen und gesellschaftliches Verhalten schiebt: das Feld der persönlichen 
und der kollektiven Subjektivität, der politischen Kulturen, der Weltbilder und Mei-
nungsklimate». Dieser Ansicht ist auch Münch, Grundwerte S. 58, der davon spricht, 
daß man sich in der Forschung stärker den «handlungsrelevanten Weltbildern» zuwen-
den müßte. Weil aber m.E. «Weltbilder» letzlich die Totalität der Wahrnehmung der 
Umwelt durch Individuen bezeichnen, ich aber in dieser Arbeit vor allem die politi-
schen und sozialen Implikationen untersuche - z.B. der Aspekt Religion fällt weg -
will ich diesen Begriff nicht als wissenschaftlichen Ordnungsbegriff verwenden, son-
dern von politischen Einstellungen oder Orientierungen bzw. Politikverständnis spre-
chen. 

46 Gurjewitsch, Weltbild, S.21. 
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Dars te l lungsweise und Que l len lage 

Drei Teilbereiche des politischen Handelns des Augsburger Rates stehen im 
Zentrum einer chronologischen Darstellung: erstens seine Politik gegenüber 
den politischen und gesellschaftlichen Subsystemen, mit dem Schwerpunkt bei 
den Handwerkerzünften, zweitens die der Herrschaftsintensivierung dienen-
den Maßnahmen des Rates auf der institutionell-organisatorischen Ebene und 
drittens die Legitimationstrategien und das Amtsverständnis der Ratsmitglie-
der. Dabei wird die Interdependenz zwischen den strukturellen und aktuellen 
Problemlagen (Bevölkerungsentwicklung, wirtschaftliches Wachstum, unglei-
che Vermögensverteilung, soziale Differenzierung, innerzünftische Konflikte) 
und der Ratspolitk verdeutlicht. 

In die analytisch-deskriptive Darstellung der Ratspolitik sind Perspektiven-
wechsel eingeschoben. An konkreten Beispielen wird die Sicht von Bürgern auf 
das Handeln des Rates, deren Einschätzung von aktuellen Problemlagen, Inter-
pretation der Grundwerte und Kritik am Rat vorgestellt. Die beiden Perspekti-
ven, die des Rates und die der Handwerker, lassen sich nicht gleichrangig her-
ausarbeiten. Eine Gewichtung zugunsten der Ratsperspektive ergibt sich 
zwangsläufig aus der Quellenlage. Während das politische Handeln des Rates 
anhand der Ratsprotokolle und der Chronistik durchgehend gut zu rekonstruie-
ren ist, sind die politischen Vorstellungen der Handwerker nicht so einfach greif-
bar. Die politischen Vorstellungen und Ansichten dieser Augsburger haben ih-
ren Niederschlag in den Urgichten gefunden. Sie entstanden im Untersuchungs-
zeitraum vor allem im Zusammenhang mit den Ereignissen um Ulrich Schwarz 
in den 1460er und 1470er Jahren47 und in einem größeren Umfang zu Beginn 
der 1520er Jahre mit dem Kulminationspunkt im Jahr 1524.48 Dazwischen liegen 
die Einzelfälle des Webers Matthias Sandauer49 und des Schusters Peter Wai-
blingen50 Die Rekonstruktion dieser Ereignisse und deren Analyse bilden den 
Rahmen für die Untersuchung der zweiten Leitfrage, des Politikverständnisses 
des Gemeinen Mannes. Die Quellen, die zur Klärung dieser Leitfrage herange-
zogen werden können, bestimmen auch die Auswahl und Richtung bei der Be-
schreibung und Analyse des politischen Handelns des Rates, weil für die Bewer-
tung der Aussagen der Handwerker die genaue Rekonstruktion der Ereigniszu-
sammenhänge unerläßlich ist. Schließlich werden durch den punktuellen Ver-
gleich mit anderen oberdeutschen Städten, vor allem Nürnberg, Nördlingen, Ba-
sel und Bern, die Augsburger Entwicklungen und Verhältnisse in einen größe-
ren Zusammenhang eingeordnet und bewertet. 

Zum Schluß dieser Einleitung noch zwei Hinweise: 1. Die in dieser Arbeit zi-
tierten, bisher unveröffentlichten Quellen werden in Anlehnung an die von Jo-

4 7 Vgl. Kapitel III. 2. 
4 8 Vgl. Kapitel VI. 4. 
4 9 Vgl. Kapitel V. 1. 
5 0 Vgl. Kapitel V. 2. 
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hannes Schultze erarbeiteten Richtlinien für die äußere Gestaltung bei Heraus-
gabe von Quellen der neueren deutschen Geschichtet1 dargeboten. 2. Die Be-
schreibung des Aufbaus und der Modifikationen der Augsburger Zunftverfas-
sung sollten zusammen mit den in Anhang II zusammengestellten Schaubildern 
gelesen werden. 

51 In Heinemeyer, Richtlinien, S. 28-35. 
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I Grundstruktur der Zunftverfassung 

Das Hauptaugenmerk der vorliegenden Untersuchung der Augsburger Ge-
schichte im Übergang vom späten Mittelalter zur frühen Neuzeit liegt auf dem 
politischen Handeln des Rates und den Folgen dieses Handelns für die politi-
schen und gesellschaftlichen Subsysteme1 Augsburgs, mit dem das Verhältnis 
dieser Subsysteme zueinander reguliert wurde. Aus dem Ringen um Konservie-
rung bzw. der Absicht zur Modifikation der bestehenden politischen Verhältnis-
se entwickelte sich die gesellschaftliche und politische Dynamik, die Regelungs-
bedarf erzeugte und politisches Handeln hervorrief. 

Zu Beginn werden die für die Fragestellung relevanten gesellschaftlichen 
Subsysteme Augsburgs vorgestellt, in denen die Bürgerschaft gleichzeitig poli-
tisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich seit 1368/83 organisiert war und über 
die bzw. in denen sich die politische Partizipation und Entscheidungsfindung 
vollzog: die Zünfte, der Kleine und der Große Rat sowie die Geschlechtergesell-
schaft. 

1. Die Zünfte und der Große Rat 

Über den Aufbau und die äußere Organisation der Augsburger Zunftverfas-
sung während des Untersuchungszeitraums ist schon in verschiedenen Zusam-
menhängen gearbeitet worden. Außer der wichtigen Studie von Pius Dirr über 
die Augsburger Zunftverfassung von 19132 und Josef Kochs Arbeit über die 
<Zunftrevolution von 1368> aus dem Jahr 1935 liegen neuere Untersuchungen 
von Katarina Sieh-Burens3 und Friedrich Blendinger4 vor, anhand derer man 
sich über die Grundstruktur des politischen Systems zur Zeit der Zunftverfas-
sung in Augsburg ein Bild machen kann. 

Den institutionellen Rahmen der Verfassung steckten die beiden Zunftbrie-
fe vom 24. November und 16. Dezember 1368 ab. Sie waren das Ergebnis der 

1 Vgl. die Einleitung. 
2 Dirr, Studien. 
3 Sieh-Burens, Verfassung. 
4 Blendinger, Zunfterhebung. 
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Verhandlungen über die Beteiligung der gesamten Bürgerschaft an der städti-
schen Regierung nach der Erhebung der Handwerker gegen den sich ausschließ-
lich aus den Geschlechterfamilien rekrutierenden Rat.5 Diese Briefe wurden 
das «Grundgesetz der zünftischen Verfassung».6 Seitdem beruhte die Verfas-
sung der Stadt und die politische Organisation der Bürger auf den achtzehn bzw. 
seit 1397 siebzehn Zünften7 sowie den Geschlechtern, die keine Zunft bilden 
wollten, wohl aber eine (politische) Gesellschaft.8 Die Mitglieder der Ge-
schlechtergesellschaft in den Ratsgremien der Stadt wurden <von Herren> ge-
nannt. Diese Bezeichnung wird im folgenden übernommen. 

Die Zünfte waren die Grundeinheiten für die politische Partizipation der 
Bürger, die mit der Wahl von Zunftmeistern und Zwölfern nicht nur den Zunft-
vorstand ermittelten, sondern auch den größten Teil der Sitze im Großen und 
Kleinen Rat vergaben. Der II. Zunftbrief bestimmte: «us allen hantwercken der 
gemeine unser stat ahtzehen zunffte [zu bilden], der [sie] ieglichiu einen Zunft-
meister haben sol, der an rate ge».9 Die großen Zünfte sollten zusätzlich einen 
weiteren Vertreter in den Kleinen Rat schicken.10 Die Zünfte waren die den 
Handwerken übergeordneten politischen Organisationen. Es gab Zünfte wie 
die Weber, in denen die Berufsstruktur mit der politischen Organisation über-
einstimmte. Daneben existierten aber auch Sammelzünfte wie die Zimmerleute-
zunft, zu der auch Müller und Maurer gehörten oder die Huckerzunft, in der au-
ßerdem die Sailer und Obser [Obst- und Gemüsehändler] organisiert waren.11 

Zu den großen Zünften wurden gerechnet: Kaufleute, Kramer, Metzger, We-
ber, Bäcker, Schneider, Schuster, Brauer, Salzfertiger, Lederer. Zu den kleinen 
Zünften gehörten: Kürschner, Hucker, Zimmerleute, Fischer, Schmiede, Lode-
rer, Schäffler. Neben der, nicht exakt festgelegten, Grenze zwischen den großen 
und den kleinen Zünften, erhielt im 15. Jahrhundert die Unterscheidung zwi-

5 Zum Ablauf der Ereignisse vgl. StChr 22, S.5-7 und StChr 34, S. 139-62. Zur Vorge-
schichte und Analyse des Konfliktes vgl. Dirr, Studien, S. 144-68 und Koch, Beiträge, 
S.4-18. Die Zunftbriefe sind gedruckt in: AUK II, S. 146-48 (I. Zunftbrief) und S. 148-
52 (II. Zunftbrief). 

6 Blendinger, Zunfterhebung, S. 151. 
7 In diesem Jahr haben sich die Weinschenken, die bis dahin die achtzehnte Zunft gebil-

det hatten, und Salzfertiger zu einer Zunft zusammengeschlossen. Dieser Zusammen-
schluß ist durch die Ratsprotokolle nicht zu terminieren, weil die Jahre 1393 bis 1402 
nicht überliefert sind, jedoch durch das Zunftbuch der Weinschenken; StAA, Zünfte 
222, fol. 19r: «Anno dm MCCCLXXXX séptimo hant alter claen und großer Rate er-
kannt daz die weinschencken und salzvertiger ain zunft sin sollen». Ab 1403 werden in 
den Ratsprotokollen 17 Zünfte geführt. Das änderte sich bis zur Aufhebung der Zunft-
verfassung 1547/48 nicht mehr. 

8 Vgl. Blendinger, Zunfterhebung, S. 151. Zur Geschlechtergesellschaft vgl. Kapitel VI. 
2.2. Außerdem die Abbildung 1 im Anhang II. 

9 AUK II, S.148. 
10 AUK II, S. 148: «Und ist die zunft also groz und erber, so sol einer us derselben zunffte 

mit iren zunfftmeister an den rat gaun also daz us einer sulichen zunffte zwen an den 
rat gaun sullen». 

11 Vgl. dazu auch Geffcken, Artikel «Zünfte», S. 423-24. 
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sehen den sogenannten <habhaften> und <nichthabhaften> Zünften in der prakti-
schen Politik, vor allem bei der Ämterrekrutierung, eine zunehmende Bedeu-
tung. Die Mitglieder der habhaften Zünfte, Kaufleute, Salzfertiger, Kramer12 

und Metzger, genossen ein höherers soziales Ansehen als die übrigen Verbände, 
weil ihre Mitglieder in einem überdurchschnittlichen Maße in verwandtschaftli-
cher Verbindung mit den Geschlechtern standen und die höchsten städtischen 
Ämter bekleideten.13 

Zur Unterstützung der Zunftmeister bei der Erledigung der zunftinternen 
Verwaltung und Gerichtsbarkeit wurden in jeder Zunft außer dem Zunftmei-
ster zwölf weitere Vertreter, die Zwölfer,14 gewählt, die zusammen mit dem 
Zunftmeister für ein Jahr die Zunft führten. Die Zwölfer und Zunftmeister bil-
deten zusammen mit den fünfzehn bzw. zwölf Vertretern der Geschlechter den 
Großen Rat, der nominell demnach insgesamt zwischen 233 und 236 Mitglieder 
hatte.15 Der Große Rat, von der Forschung bisher vor allem als «Forum der öf-
fentlichen Meinung»16 bezeichnet, konnte nicht von sich aus zusammentreten, 
sondern wurde von den Bürgermeistern einberufen. Mit Ausnahme vom Rats-
wahltag (6. Januar) und vom St.-Gallen-Tag (8. Oktober), an dem jährlich die 
städtischen Finanz-und Haushaltsangelegenheiten besprochen wurden und sie 
stellvertretend für die Gemeinde von den Bürgermeistern den Bericht über die 
finanzielle Situation der Stadt entgegennahmen, kamen seine Mitglieder nur in 
unregelmäßigen Abständen zusammen. Deswegen scheint es auf den ersten 
Blick so, daß seine wichtigste Funktion die Mitsprache bei den Finanzangelegen-
heiten, vor allem bei der Genehmigung oder Ablehnung von neuen Steuern, ge-
wesen sei. Doch damit ist noch längst nicht die volle Bedeutung dieses Gremi-
ums für die politischen Verhältnisse in der Stadt erfaßt, wie wir noch sehen wer-
den.17 

12 Vgl. StChr 22, S.425 Anm. 3. 
13 Vgl. Tabelle 3, S. 36. 
14 AUK II, S. 149-50: «Es sol ouch ieglicher Zunftmeister, der an den rat gat, zwelf der er-

bersten us seiner zunfft haben, die den rat haben gesworen; und swenn man den groz-
zen rat haben wil, so sol man ir besenden als vii man ir bedarf darnach die sach dann 
groz ist». Insgesamt entsandte jede Zunft also dreizehn Vertreter in den Großen Rat, 
wie auch die Ratslisten, jedenfalls für die großen Zünfte (Kaufleute, Weber, Metzger, 
Salzfertiger), belegen. 

15 Die im Zunftbrief vorgesehenen 15 Mitglieder von den Geschlechtern sind noch im 
14. Jahrhundert aus nicht mehr zu ermittelnden Gründen auf 12 reduziert worden; vgl. 
StChr 34, S. 166 Anm. 5. 

16 So Sieh-Burens, Verfassung, S.135. 
17 Vgl. Kapitel VI. 3. 
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2. Der Kleine Rat, der Alte Rat, die Dreizehner 

Nach dem Ausweis der Zunftbriefe saßen 29 Vertreter der Zünfte im Kleinen 
Rat. Diese Zünftler sollten zusätzlich fünfzehn Ratsherren aus den Geschlech-
tern in den Kleinen Rat wählen. Ab 1476 erhielten alle Zünfte das Recht, zwei 
Vertreter in den Kleinen Rat zu entsenden,18 die Zahl der Ratsherren von den 
Geschlechtern blieb aber konstant. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte der Kleine 
Rat also nominell 44 Mitglieder, dann, ab 1476, 59 Mitglieder. Es wurden aber 
nicht immer alle Sitze besetzt. Tatsächlich nachweisbar sind nämlich im 15. Jahr-
hundert nur zwölf Ratsherren der Geschlechter in diesem Gremium.19 

Der Kleine Rat war die entscheidene politische Institution in Augsburg. Sei-
ne Mitglieder wählten die Inhaber der Ratsämter, die paritätisch von den Rats-
herren aus den Zünften und <von Herren> besetzt wurden. Es amtierte immer 
ein Bürgermeister <von den Zünften> zusammen mit einem Bürgermeister <von 
den Herren>. In der Regel betrug die Amtsdauer der Ratsherren ein Jahr, es gab 
jedoch Ausnahmen. Vor allem die <Feierzeiten> zwischen der Wahrnehmung 
von Spitzenämtern waren umstritten. Zwischen 1445 und 1457 betrug die Pause 
zwischen den Amtsjahren der Bürgermeister, Steuermeister und Siegler zwei 
Jahre, die der Baumeister (Stadtkämmerer) drei Jahre. Ab 1458 galt, daß grund-
sätzlich jeder Amtsinhaber nach einem Jahr Pause wiedergewählt werden konn-
te.20 Ab 1434 wurden von den zwölf Mandatsträgern der <von Herren> im Klei-
nen Rat jeweils nur acht neu gewählt. Die anderen vier blieben seitdem zwei Jah-
re im Kleinen Rat, bevor sie sich wieder der Wahl stellen mußten; das waren die 
sogenannten «alten Herren». Davon zu unterscheiden sind wiederum die Mit-
glieder des Alten Rates. Dieser bestand aus bewährten Ratsherren, die schon 
im Kleinen Rat gesessen hatten.21 Ab 1436 ist ein besonderer Ratsausschuß in 
den Quellen faßbar, die sogenannten <Dreizehner>, die ihren Namen von der 
Mitgliederzahl des Gremiums ableiteten.22 In diesem Gremium, in dem die In-

18 Vgl. die ausführliche Darstellung in Kapitel III.2.2. 
19 Die Geschlechterfamilien waren je länger je weniger in der Lage, alle ihnen zustehen-

den Ratssitze zu besetzen, weil die Zahl der überhaupt amtsfähigen Mitglieder dieser 
Familien nach ihrem Abschluß von 1383 immer weiter sank. Waren es in diesem Jahr 
noch 53 Familien, die Ratsherren stellen konnten, so verzeichnete der Ratsschreiber 
1457 noch 27 Namen von ratsfähigen Patriziern; vgl. StAA, RP 5, p. 153. In der zweiten 
Jahrhunderthälfte ging die Zahl noch weiter zurück. Im Jahr 1538, als es nur noch acht 
Familien der Geschlechter gab, wurden 38 Familien aus dem Kreis der reichen Fami-
lien in die Geschlechtergesellschaft aufgenommen; vgl. Mörke/Sieh, Führungsgrup-
pen, S.303. 

20 Vgl. Meyer, Stadtbuch, S. 300 für die Bestimmung von 1457 und die Darstellung des 
Kontexts bei Rogge, Freye Wale, S. 263-65. 

21 Vgl. Sieh-Burens, Verfassung, S. 136 und Abbildung 1 im Anhang II. 
22 Für die Jahre 1404 und 1412 sind in den Ratsprotokollen Sonderausschüsse faßbar, die 

für den Fall eines Krieges die obersten Entscheidungsbefugnisse vom Kleinen und 
Großen Rat übertragen bekamen; vgl. StAA, RP 271, fol. 32r (neun Mann) und für 
1412 StAA, RP 3, fol. 26v-27r (zehn Mann). Aus diesen für bestimmte Aufgaben und 
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haber der höchsten Ratsämter, die Bürgermeister, die Baumeister, die Siegler, 
ab 1467 auch die Einnehmer 2 3 und drei bis sechs weitere Mitglieder des Kleinen 
Rates saßen, f ie len die wichtigen Vorentscheidungen, sowohl über die politi-
sche Grundlinie als auch über aktuelle Probleme, die dann dem Kleinen Rat zur 
Abst immung und Beschlußfassung vorgelegt wurden. 

3. Wahlen24 

Wie schon erwähnt, gelangten die Augsburger Ratsherren durch Wahlen in die 
Ä m t e r und politischen Gremien. D o c h sowohl für das passive wie auch das akti-
ve Wahlrecht mußten sie best immte Kriterien erfüllen. 

Zunft- und Bürgerrecht bedingten sich in Augsburg grundsätzlich. Jeder neu 
Zugezogene mußte das Bürgerrecht v o m Rat empfangen und sich dann in e ine 
Zunft einschreiben.2 5 Dieser Pflicht kamen die Augsburger aber nicht in dem 
v o m Rat gewünschten U m f a n g nach. Immer wieder mußte er durch Erlasse und 
auf den jährlichen Schwörtagen die Einwohner ermahnen, ihr «burgerrecht [zu] 
empfohen und in zunfte [zu] komen». 2 6 Wenn sie dieser Aufforderung nachka-

auf Zeit gebildeten Ausschüsssen, hat sich das ab 1436 nachweisbare Gremium der 
Dreizehner entwickelt; vgl. StAA, RP 3, fol. 18". 

23 Dieses Amt wurde im Zuge der Verfassungsmodifikation von 1466 neu geschaffen; 
vgl. dazu und zu seiner Funktion S. 44. 

24 Dieser Abschnitt beruht auf den Ausführungen bei Rogge, Freye Wale, S. 245ff. 
25 Eine systematische Untersuchung der Aufnahmebedingungen und des Aufnahmever-

fahrens mit allen Modifikationen im Laufe der Zeit fehlt bisher. Als gesichert gilt aber, 
daß das Bürgerrecht und Zunftrecht sowohl durch Heirat als auch durch die Zahlung 
der Aufnahmegebühren, drei bis zwanzig Gulden, erworben werden konnten. Der Rat 
hat das Bürgerrecht allerdings auch verschenkt, z.B. 1495 an einen Kürschner; vgl. 
StAA, R P 12, p.206. Das ist vermutlich eine Ausnahme geblieben. Die eheliche Ge-
burt als Aufnahmevoraussetzung fordern die Maler 1453; vgl. Wilhelm, Wandmalerei, 
S.655 und die Schuster 1478, als sie festlegen, daß jeder Lernknecht «elichen geborn 
sein» soll; vgl. StAA, Zünfte 256, fol. 45". Dieser Anspruch setzte sich aber nicht in al-
len Zünften durch. 1541 stellte der Rat den Zünften frei, ob sie «auinem, der nit eelich 
geporn were» (Dirr, Studien, S. 229) das Zunftrecht verleihen. Auch die rechtliche Bin-
nendifferenzierung in den Zünften ist noch nicht ausreichend untersucht worden. In-
teressant ist jedenfalls die Trennung in das volle, ganze Zunftrecht und die halbe oder 
äußere Zunft. Nach der Zimmerleuteordnung von 1488 war der Erwerb der äußeren 
Zunft, also vermutlich Gesellenrecht, ohne das Bürgerrecht gekauft zu haben, mög-
lich. Für die Erlaubnis, als Meister arbeiten zu dürfen, waren, neben dem Nachweis 
der fachlichen Qualifikation, das Bürgerrecht und das ganze Zunftrecht notwendig; 
vgl. StAA, Literaliensammlung 1488, ohne Datum. 

26 Meyer, Stadtbuch, S.301. Diese Aufforderung stammt aus dem Jahr 1457. Weitere 
Aufforderungen in Auswahl: 1383 in Meyer, Stadtbuch, S.256; 1399 in StAA, RP 1, fol. 
37r; 1419 gedruckt bei Dirr, Studien, S.210; 1508 in StAA, R P 13, fol. 88r (aber hier er-
geht die Aufforderung nur an Personen, die ein eigenes Vermögen versteuern) und für 
1539 gedruckt bei Dirr, Studien, S. 228-29. 
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men, änderte sich die persönliche Beziehung der Augsburger zu ihrer Stadt in 
zweierlei Hinsicht: einmal unterstanden sie als geschworene Bürger der Gewalt 
des Rates in besonderer Weise und hatten die bürgerlichen Pflichten ( Wach-, 
Wehr-, und Feuerwehrdienst, Steuern) zu erfüllen, und zum anderen erhielten 
sie nicht nur den Schutz des Rates, sondern auch die Möglichkeit zur politischen 
Partizipation. Mit dem Erwerb von Zunft- und Bürgerrecht erhielten die Augs-
burger die damit verbundenen Wahl- und Stimmrechte.27 Sie wurden, wie Peter 
Eitel auch für andere oberschwäbische Reichsstädte nachgewiesen hat, «zum 
aktiven Mitglied der politischen Gemeinde».28 Allerdings erhielten sie das akti-
ve und passive Wahlrecht nicht sofort zu gleichen Teilen. Während sie als Bür-
ger und (Voll-) Mitglieder der Zünfte nach ihrem Eintritt bei den Zunftwahlen 
sofort stimmberechtigt waren, mußten sie für das passive Wahlrecht noch weite-
re Bedingungen erfüllen. Die Vorbedingung für die Wählbarkeit zum Zwölfer 
und damit in den Großen Rat bestand darin, daß man fünf Jahre das Bürger-
recht besaß. Um in den Kleinen Rat gewählt werden zu können, mußte man 
zehn Jahre in der Stadt als Bürger gelebt haben.29 

Im Verlauf des 15. Jahrhunderts wurde die Zulassung zur Wahl noch weiter 
eingeschränkt. 1457 bestimmte der Rat, daß nur Bürger, die ständig in der Stadt 
wohnen, zu den Wahlen zugelassen sind. Der Besitz von Bürger- und Zunftrecht 
allein reichte nicht mehr aus - Ortsansässigkeit wurde verlangt und die Pfahl-
oder Paktbürger von den Wahlen ausgeschlossen.30 Genausowenig war es Bür-
gern, die vom Rat für eine bestimmte Zeit <Urlaub> von der Stadt bekommen 
hatten und sich deswegen vorübergehend außerhalb der Stadt aufhielten, gestat-
tet, an den Wahlen teilzunehmen. Deren Pflichten (vor allem die Steuerpflicht) 
ruhten in dieser Zeit dagegen nicht. Im Dezember 1476 wurde allen unverheira-
teten Männern die Beteiligung an den Wahlen untersagt.31 1480 hat der Rat 

27 Diese Kombination war die Voraussetzung für die Teilhabe an der politischen Willens-
bildung. Einwohner oder Knechte hatten einen eigenen Status, der ihnen keine politi-
sche Beteiligung erlaubte; vgl. Meyer, Stadtbuch, S.303. 

28 Eitel, Stellung, S.81. 
29 Diese Bestimmung wurde oft wiederholt: z.B. 1392; vgl. Dirr, Studien, S.208,1440; vgl. 

StAA, Schätze 52, fol. 3r und 1483; vgl. StAA, RS Zünfte 227, fol. 16r. 
30 StAA, RP 5, fol. 149'. Am Sankt Thomas Tag (21. Dez.) 1457 entschied der Rat: 

«wölch Burgerrecht und zunftrecht haben und die nit wesentlich hie sitzent und aigen 
Rauch haben, wie wol Sie Ir Bürgerrecht mit sturen, wachen und ouch gen der zunft 
verdienen, das die doch an die wal der Zunftmaister und ander ampt nicht gan noch we-
len sollen, alle die wyl ainer nit hie wesentlich sitzt und aigen Rauch hat und mit der 
Statt hept und lept als ander eingesessen burger ungefarlich». Vgl. dazu auch Gierke, 
Genossenschaftsrecht II, S. 693, der darauf hinweist, daß der Besitz von Grund und Bo-
den innerhalb der Stadt durch das Prinzip der Residenzpflicht als Grundlage für die 
Bürgeraufnahme und Teilhabe an den politischen Rechten substituiert wurde. 

31 StAA, Literaliensammlung 19. Dez. 1476. Da heißt es: «kain ledig manns person so 
nicht ain Eemann oder ain wittiber ist», soll zu den Wahlen in den Zünften zugelassen 
werden. 1483 beschließt der Rat, daß die Schneider, die als «aygen maister» arbeiten, 
aber nicht verheiratet sind, nicht zu den Zunftwahlen zugelassen werden sollen; vgl. 
StAA, RP 10, fol. 96r. 
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noch einmal betont, daß alle, die «hie zu Augspurg die ussern zunfte haben»,32 

d.h. als Gesellen dem Handwerk oder einem Handwerk in einer Zunft angehör-
ten, aber nicht das volle Bürger- und Zunftrecht hatten, kein aktives Wahlrecht 
erhalten. Außerdem wurde die Bestimmung des Wahlverbotes für die außer-
halb der Stadt wohnenden Bürger bekräftigt, und Bettler, Inhaber von städti-
schen Ämtern (z.B. Zöllner) sowie die Spitalspfründner wurden von den Wahl-
gängen ausgeschlossen.33 

Aber nicht nur die Wähler mußten gewisse Qualifikationen erfüllen - noch 
mehr die Kandidaten für die Ratsämter, die gewählt werden wollten oder soll-
ten. Der Besitz des vollen Zunftrechts war selbstverständlich die wichtigste Vor-
aussetzung. Grundsätzlich konnte man als Inhaber der «ausserefn] zunft» oder 
als Geselle nicht Zwölfer werden. Als 1481 aus nicht bekannten Gründen ein 
Zwölfer in der Zimmerleutezunft gewählt wurde, der nicht das volle Zunftrecht 
hatte, ordnete der Rat an, diesen durch ein vollberechtigtes Zunftmitglied zu er-
setzen.34 Natürlich sollte jeder Kandidat auch über den Zweifel erhaben sein, 
daß er noch in einer rechtlichen Abhängigkeit von einem Herren stand, der ihn 
eventuell noch «besetzen», d.h. aus der Stadt zurückfordern könnte. So mußte 
der Zwölfer der Zimmerleute, Hans Tuller, 1461 seine persönliche Freiheit nach-
weisen, um nach der Wahl sein Amt antreten zu können.35 Außerdem erwartete 
man von den potentiellen Ratsherren, daß sie bestimmte Persönlichkeitsmerk-
male mitbrachten bzw. charakterlichen Ansprüchen genügten. Als Georg 
Strauß 1478 zum Nachfolger von Ulrich Schwarz gewählt wurde, hob man her-
vor, daß er «fursichtig» [= verständig, bedachtsam, vorausschauend], «ersam»[= 
ehrbar] und «weise»[= klug] sei.36 Es war unerläßlich, daß die Ratsmitglieder 
über einen guten Leumund verfügten und gegen sie kein Gerichtsverfahren an-
hängig war. Die gewählten Zwölfer aus jeder Zunft und die <von Herren> wur-
den bei dem ersten Zusammentritt des Großen Rates daraufhin überprüft, ob je-
mand über sie «etwaß unerlichs»37 wüßte. Darunter verstand man ungebührli-
ches Benehmen, Ungehorsam gegen die Zunftdisziplin,38 aber auch Schuld-
und Strafprozesse. 1498 beschloß der Rat, daß Ratsherren, die wegen Schulden 
oder anderer Rechtshändel in Gerichtsverfahren verwickelt seien, «des rats 
auch müssig steen, [...] so lanng bis sein sachen und hanndel abgestellt wer-

32 Gedruckt bei Dirr, Studien, S.219. 
33 Vgl. Dirr, Studien, S.219. 
34 StAA, RP 9, fol. 105r: «an ainen Ersamen Rat [ist] gelangt, wie das ainer der nur halbe 

zunft und gesellen Recht hett ain zweifer under der erbern zunft von zymerluten wor-
den wäre, uff das ain Rat dem zunftmaister und den Raten von Zymerluten befohlen 
hat ain andern zweifer an sein Statt zenemen und Im darbey zesagen, daß es Im zû kai-
ner Schmach beschehe sunder wann man es yetzo zugeben [wolle] das villicht hiernach 
eyttel zweifer usser den die usser zunft haben genome wurde». 

35 Vgl. StAA, RP 6, fol. 171v. 
36 Vgl. StAA, RP 8, fol. 100r. 
37 SStBA, 4° Cod. Aug. 108, p.2. 
38 Vgl. Dirr, Studien, S. 181-82. 
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den».39 Natürlich mußten sich die Ratsherren verpflichten, die Wohlfahrt der 
Stadt nach ihren besten Kräften zu fördern. Mit ihrem Eid verpflichteten sie 
sich, ihre Amtsführung an den übergreifenden Bedürfnissen der Stadt, der <utili-
tas publica>, zu orientieren und von ihren eigenen Interessen zu abstrahieren. 
Sie schworen, «der stat, reycher und armer, getrui rautgeb» zu sein, und der 
«stat reychen und armen rautend [...] das pest und das wägest», das sie «wißen 
künden und verstend».40 Diese Voraussetzungen galten in dieser oder ähnlicher 
Form in allen anderen Städten auch.41 Sie beruhten auf der theologisch-poli-
tisch begründeten Vorstellung von den Tugenden der Ratsherren, wie sie z.B. in 
der Aristoteles-Lehre des Augustinerchorherren Johannes von Indersdorf 
(1382 bis 1470) aus dem Jahr 1469 dargelegt wurden. Gestützt auf die Lehre von 
heidnischen und christlichen Autoritäten, entfaltete er einen Verhaltenskatalog 
«Wie die Ratshern gesit sullen sein»42 und zitierte den heiligen Bernhard (von 
Clairvaux) mit den Worten: «der ist ein poser Ratgeber, der sein aigennutz fur 
setzt, den gemain nutz und der menschen werck fursetzt dem werck gottes».43 

Die Wahlen in den Zünften begannen nach der letzten Sitzung des Kleinen 
Rates, die in jedem Jahr in der Woche vor Weihnachten stattfand. «Ittem am 
Chrystag oder vor dem Chrystag hat man den lesten Ratsdag bis das man Rat 
und Recht [=Gericht] widerûmb besetzt».44 In den Tagen danach wählten die 
Wahlberechtigten ihre Zunftmeister und Zwölfer. Bevor die Ratsherren ihre 
letzte Sitzung im ablaufenden Ratsjahr vor Weihnachten beendeten, ermahnten 
die Bürgermeister die Zunftmeister, bei den anstehenden Wahlen darauf zu ach-
ten, daß geeignete Ratsherren gewählt würden. «Item pi dem letsten Raute vor 
Weyhenachten, so empfilcht der burgermaister allen zunftmaistern, das sy ir 
zunftmaister und zwölfer welen uff ir ayde, die der stat nutz und güt sein».45 

Über den Ablauf der Wahlen unterrichten nur wenige Quellen.46 Um eine 
möglichst wirklichkeitsnahe Darstellung vom Wahlablauf zu geben, werden alle 

3 9 StAA, RP 13, p.60. 
4 0 StAA, Ratsbücher 277, fol. 2V: Ratsherreneid von 1434. 
41 Vgl. z.B. Rublack, Nördlingen, S.31-33 und die Zusammenfassung bei Schlotterose, 

Ratswahl, S. 190-91. 
4 2 StBM, Cgm 393, fol. 132M33' . 
4 3 StBM, Cgm 393, fol. 133r. 
4 4 StAA, Schätze 63, fol. 19v. Zitat aus dem Memorialbuch für die Augsburger Ratsdie-

ner, das um 1500 vom Vater des Chronisten und Ratsdieners P.H. Mair, der auch Rats-
diener war, angelegt wurde und deren Arbeitsanweisungen enthielt. 

4 5 StAA, Ratsbücher 277, fol. 2r. Zitiert aus einer Ratswahlordnung von 1434. Direkt 
nach der Einführung der Zunftverfassung war der Wahltag in den Zünften der 6. De-
zember; vgl. StChr 34, S. 175. Dieser Termin ist aber spätestens mit der Ordnung von 
1434 in die letzte Dezemberwoche verlegt worden; vgl. dazu Dirr, Studien, S. 182. Be-
legt ist durch das Zunftbuch der Weber der 30. oder 31. Dezember; vgl. StAA, Zünfte 
266, p.215. 

4 6 Nach der Abschaffung des Zunftregiments durch Kaiser Karl V. 1548 sind die meisten 
Zunftunterlagen vernichtet worden. Es sind z.B. keine Wahllisten erhalten. Bei der 
Neuordnung des Stadtarchivs hat der damalige Archivar Pius Dirr noch einige Zunft-
bücher entdeckt; vgl. Dirr, Studien, S. 172. Ob in allen Zünften Wahlpflicht bestand, ist 
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Informat ionen , die n o c h für die v e r s c h i e d e n e n Z ü n f t e vor l iegen , zu e i n e m ideal-

typischen A b l a u f z u s a m m e n g e f a ß t . D a b e i ist se lbstverständl ich zu beachten , 

daß die W a h l e n in d e n e i n z e l n e n Z ü n f t e n w ä h r e n d der 180 Jahre Zunftverfas -

sung im D e t a i l unterschiedl ich abge laufen se in k ö n n e n . 

D e n auf ihren Z u n f t h ä u s e r n - die W e b e r trafen sich w e g e n der g r o ß e n Mit-

gl iederzahl auf d e m Tanzhaus a m Weinmarkt 4 7 - v e r s a m m e l t e n Mitg l iedern 

der Z ü n f t e w u r d e n nach der B e g r ü ß u n g durch d e n Z u n f t m e i s t e r d ie j ewe i l s gel-

t e n d e n B e s t i m m u n g e n für d ie aktive und pass ive Te i lnahme an der Wahl vorge-

lesen. D a n n schwor die Versammlung , nur so lche P e r s o n e n zu Z w ö l f e r n o d e r 

Zunf tme i s t ern zu wählen , die «a inem raudt und der zunft nutz und tagl ich» 4 8 

se in werden . Zuerst w u r d e n d ie Zwöl fer , vermutl ich durch o f f e n e A b s t i m -

mung , dann aus d i e s e m Kreis der n e u e Z u n f t m e i s t e r v o n al len Wahlberecht ig-

t en g e w ä h l t 4 9 D i e Z u n f t m e i s t e r kürte man , das lassen die w e n i g e n diesbezügl i -

c h e n H i n w e i s e vermuten , in schrift l icher und g e h e i m e r Wahl. N a c h w e i s b a r ist 

d iese F o r m der A b s t i m m u n g bei d e n Salzfert igern ab 1443. 5 0 A u s der Weber-

zunft ist e i n e F o r m der schrift l ichen S t i m m a b g a b e für das erste Dri t te l d e s 

16. Jahrhunderts überl iefert . 5 1 D i e Wahl d e s Zunf tme i s t er s erfo lgte schriftlich, 

nicht zu belegen. Das Verfahren bei den Salzfertigern, die bei unerlaubtem Fehlen an 
den Wahltagen Geldbußen verhängten, deutet aber darauf hin; vgl. S tAA, Zünf t e 224, 
fol. T . 

47 Vgl. S tAA, Zünf te 266, p.214. 
48 S tAA, Zünf t e 224, fol. T . Diese allgemeine Norm findet sich auch in anderen Städten 

Oberdeutschlands; vgl. z.B. Rublack, Nördlingen, S.30-31. 
49 Vgl. S tAA, Zünf te 226, fol. Ψ und S tAA, Zünf t e 266, p. 215. A b 1482 wurden die Zwöl-

fer in den Zünf ten , in denen nur ein Handwerk organisiert war, nur noch zur Hälf te 
neu gewählt; vgl. S tAA, R P 10, fol. 52r. 

50 S tAA, Zünf t e 226, fol. 9V: «Nämlich also wann man hinfüro einen zunftmaister welen 
wil, so sol man use den zwelfen so der zeitt zweifer sind ainen zunftmaister welen und 
sol nidersetzen ainen stattschreiber oder desselben Schreiber oder ainen gerichtsschrei-
ber. Und sol welen mit brieflin, die man in ain Hawben legen und darnach abzelen sol. 
Und wer dann die maisten waal hat, der sol das selb Jar zunftmaister sein». Aus den 
Zwölfern wurde der neue Zunftmeister gewählt, und der alte Zunftmeister wurde auto-
matisch Zwölfer, so daß die Zunf t führung insgesamt aus dreizehn Männern bestand. 
Der Rat verordnete 1476, daß die Zünf te künftig ihre Wahlen mit «zedelen» durchfüh-
ren sollten - also mit geheimer Abstimmung; vgl. S tAA, Literalien 19.12.1476. Ob die 
Zünf te dem Gebot nachgekommen sind, läßt sich nicht feststellen. 

51 S tAA, Zünf te 266, p.215:» nach der waal [der Zwölfer] so lüst und verkunt man alweg 
den Eltern Zwölfer var und nit den walen nach und nimpt ain iar siben und das ander 
iar sex und darnach so gibt man der gemain den aid das sy aus den erwolten Zwölfern 
ain Zunftmaister wolen. Und gat bey dem gang bey der appoteks hinein und bey dem 
mitlern und bey dem losten hinaus. Und die Zwen Bixenmaister geben iedlichen bey 
dem Zedl fier kreützen und die iungen geschaumaister empfachen die Zedl iedlicher 
bey ain gang in ain huet bis es aus ist. Und nachmals so zolet der alt Zunftmaister mit 
den Schreibern ab. Und zu dem der Zunftmais ter worden ist, [zu] dem geit der alt 
Zunftmaister gleich und gat [dann] hinauf auff den tritt [ das ist die Empore , auf der 
sonst die Musiker bei den Tänzen der Geschlechter stehen] und Zaigts dem hand-
werckhs an. Und fadert den erwolten Zunftmaister zu in hinauf. Der winscht der ge-
main erstlich ain seligs nüis iar und mit anderen umbstenden mer nach sein gefalln. 
Und alsdan schwört m a n dem Zunftmaister und E i dem handwercV daigegen auch. 
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indem die Wähler Namen auf dem Wahlzettel ankreuzten. Die Büchsenmeister 
der Weber waren den in langen Reihen auf Bänken sitzenden Zunftgenossen 
beim Ausfüllen der <Wahlscheine> behilflich. Man muß sich darunter wohl vor-
stellen, daß die Analphabeten den Büchsenmeistern die Namen ihrer Kandida-
ten diktierten. Die Scheine wurden dann bankweise von den jüngsten Geschau-
meistern in Hüten eingesammelt. Die Auszählung erfolgte durch den alten 
Zunftmeister, der dabei von den Rats- oder Gerichtsschreibern unterstützt und 
gleichzeitig auch überwacht wurde. Das Wahlergebnis der Zwölfer wurde nicht 
in der Reihenfolge der Stimmen, die die Kandidaten erhalten hatten, der Zunft-
gemeinde mitgeteilt, sondern nach dem Anciennitätsprinzip wurde der älteste 
Zwölfer zuerst genannt. Nach der Auszählung der Stimmen zur Zunftmeister-
wahl verkündete der alte Zunftmeister den Namen seines Nachfolgers. Dieser 
wünschte der Versammlung zuerst ein gutes neues Jahr und nahm anschließend 
den Treueeid der Zunftgenossen entgegen. Die Eidformel wird in allen Zünf-
ten so oder ähnlich gelautet haben: Es «sol die gantz zunft schweren reich und 
arm dem zunftmaister was er auspaut von rads wegen oder von der Zunft sach 
wegen darin gehorsam zü sein».52 Diese Schwörformel war abgeleitet aus der 
Vorgabe des Rates, der 1439 eine allgemein gültige Formulierung für den Eid 
verkündet hatte,53 die noch 1525 gleichlautend54 in Kraft war. Der Ableistung 
des Eides durch jeden Zunftgenossen wurde größte Bedeutung beigemessen. 
Wer am Wahltag fehlte oder erst im Verlauf des Jahres das Zunftrecht erwor-
ben hatte, «der sol in [den Eid] hernach schweren und welcher daz nit dette den 
sol man strauffen».55 Die Zunftmeister hatten sich aber auch durch einen Eid 
zu verpflichten, ihren Zunftgenossen mit Rat und Tat bei deren Problemen zu 
helfen.56 

Jeder Gewählte war grundsätzlich verpflichtet, die Wahl anzunehmen. Gleich-
wohl wurden ab und zu Ausnahmen gemacht. Auch sonst ist es eher wahrschein-
lich, wenn auch nicht belegbar, daß einige der Gewählten gerne auf die Ehre ih-
res Amtes verzichtet haben. 1513 sah der Rat jedenfalls die Notwendigkeit, den 
Zünften mitzuteilen, «nemand zü urlauben von der waal der zwölfe oder Zunft-
maisterampt on wißen und willen ains erberen rats, sonder sollen die Zunft die-

Nach volendung der waal so schenckt man dem Zunftmaister ain fiertl rots weins und 
ain fiertl der Gunst[?] wein und nach dem allen so ist man zu nacht.» 

52 StAA, Zünfte 224, fol. 7V. 
53 StAA, RP1, p. 269: Eid von 1439: «Ir werdetzt schweren gelert aid zü got und den heii-

gen mit aufgeboten vingern daz ir dem zunftmaister mit namen X oder in seinem abwe-
sen seinem stathalter bey tag und bey nacht gehorsam bygestendig berauten beholfen 
und allen iren gescheiten und geboten von rautz und der zunft wegen auch ainz ratz 
und der zunft Ordnungen und gesatzten gehorsam ze sein «. 

54 Vgl. StAA, Schätze 52, fol. 9'. 
55 StAA, Zünfte 224, fol. 7V. Diese Bestimmung datiert aus dem Jahr 1453, ihr Tenor galt 

aber auch noch 1525; vgl. StAA, Schätze 52, fol. 9r. 
56 StAA, Zünfte 224, fol. 7V: «Item dar nach sol der zunftmaister schweren ain aid das er 

der zunft draylichen rauden und dar zü beholfen welle sein, were sein bedureft reichen 
und armen im Raten und bygestendig sein trawlichen und ungefarlichen». 
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selben, so nit gewählt wollen werden an ain rat weisen».57 Hier stößt man an ein 
auch für die Augsburger Zunftverfassung zentrales Problem - die Abkömmlich-
keit der Zunftgenossen als Voraussetzung dafür, ein Ehrenamt ohne Besoldung 
anzutreten.58 Um ein Ratsamt verwalten zu können, ohne durch die Amtszeit 
ökonomisch ruiniert zu werden, war ein bestimmtes Vermögen die (informelle) 
Voraussetzung. Die Strukturen im vorpolitischen Raum, vor allem die ökonomi-
sche Situation für einen großen Teil der Bürger in Augsburg, waren so ungün-
stig, daß für die meisten Zunftgenossen die Übernahme eines Amts überhaupt 
nicht in Frage kam. Viele verfügten nicht über die finanziellen Mittel, um diesen 
Ehrendienst ohne Besoldung zu leisten. Außerdem waren die einmal in der Äm-
terlaufbahn erfahrenen Zunftmitglieder in der Regel auch diejenigen, die den 
<normalen> Zünftlern als die <Besten> erschienen, die zu wählen sie eidlich ver-
pflichtet waren. Daneben hat bei der Wahlentscheidung des einzelnen auch die 
möglicherweise vorhandene wirtschaftliche Abhängigkeit von den Personen, 
die sich als Zunftmeister und Zwölfer zur Wahl stellten, eine wichtige Rolle ge-
spielt. Selbst wenn man mit der Politik des Ratsherren unzufrieden war, hatten 
z.B. die Weber immer zu bedenken, daß derselbe Mann als Verleger für Arbeit 
und Lohn sorgte.59 

Nachdem in den Zünften die personellen Vorentscheidungen gefallen und 
die Mitglieder des Großen und Kleinen Rates bestimmt worden waren, ging 
man am 6. Januar daran, die wichtigen Ratsämter neu zu besetzen. Der Wahltag 
begann für die Ratsherren mit dem Besuch der Messe bei St. Peter am Perlach. 
Nach der Messe versammelten sich die beiden alten Bürgermeister, die vier al-
ten Räte <von Herren> sowie die neugewählten Zunftmeister und ihre Zwölfer 
in der Gerichtsstube des Rathauses am Perlach zum Großen Rat. Zuerst erfolg-
te die Überprüfung der Zunftmeister und Zwölfer von jeder Zunft, um heraus-
zufinden «ob der und seine zwölfer der Stat und dem Raut fuglich sein oder 
nit».60 Zunftmeister und Zwölfer der jeweils examinierten Zunft mußten dazu 
die Gerichtsstube verlassen. Das Bestätigungsrecht des Rates für jeden einzel-
nen Ratsherren war in Augsburg, neben der Wahl in den Zünften, der zweite 
Grundpfeiler der Verfassung. Ursprünglich sollte damit verhindert werden, daß 
einzelne Familien oder Clans zuviel Macht anhäuften. Seit 1342 galt, daß weder 
Väter und Söhne noch zwei Brüder gleichzeitig im Kleinen Rat sitzen durften. 
Es ist anzunehmen, daß während der Überprüfung der Kandidaten vor allem de-
ren Verwandtschaftsbeziehungen genau untersucht wurden.61 Allerdings führ-

5 7 StAA, RP 13, p. 133. 
5 8 Zum Problem der <Abkömmlichkeit> grundsätzlich Weber, Wirtschaft, S. 170-71. Für 

den städtischen Kontext siehe auch Maschke, Verfassung, S. 328-35 und Eitel, Reichs-
städte, S.22. 

5 9 Vgl. dazu StChr 34, S. 259-62. 
6 0 StAA, Ratsbücher 277, fol. 2'. 
61 Vgl. Meyer, Stadtbuch, S . l l . Diese Praxis war keine Augsburger Besonderheit. So 

wurden z.B. auch in Köln die neugewählten Ratsmitglieder vorgestellt, «omb zo hoe-
ren, off die onsen herrn alle bevellich weren»; Huiskes, Beschlüsse, S. 523-24. Auch in 
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ten während des Feststellungsverfahrens, ob ein Ratsmitglied «fuglich sei oder 
nit», auch andere Kriterien zur Ablehnung von Ratsherren. Durch ein - in der 
politischen Praxis nicht sehr oft angewendetes - Vetorecht konnte mißliebigen 
Ratskandidaten der Zugang zum Rat verweigert werden. Zunftmeister, die mit 
ihrer politischen Meinung nicht auf der Linie des Gesamtrates lagen, waren ge-
nauso potentielle Streichkandidaten wie Personen, die sich etwas hatten zu-
schulden kommen lassen.62 Das Vetorecht war somit auch ein Mittel, mit dem 
die Obrigkeit den Kreis der Personen mit der Zugangsberechtigung zu den wich-
tigen und zentralen politischen Ämtern der Stadt kontrollieren konnte. Ein gro-
ßer Teil der Wirkung dieser Überprüfungsmöglichkeit resultierte schon allein 
aus ihrer Existenz. In den Zünften mußten sich die Wähler von vornherein über-
legen, welcher Kandidat wahrscheinlich die Prüfung überstehen würde. Dafür 
kamen in der Regel die Personen in Frage, die schon einmal im Rat gesessen hat-
ten. 

Daß in dieser Verfassungskonstruktion allerdings Konflikte zwischen dem 
Rat und den Zünften angelegt waren, haben schon Zeitgenossen erkannt. 
Durch diese zusätzliche Prüfung wurde das politische Selbstbestimmungsrecht 
der Zünfte tendenziell beschnitten, und im Falle der Ablehnung von Ratskandi-
daten konnte es immer zu Streitigkeiten darüber kommen, ob der Kandidat tat-
sächlich den geforderten charakterlichen Ansprüchen nicht genüge oder er auf-
grund seiner politischen Ansichten nicht von den anderen Ratsherren geduldet 
wurde. In Ergänzung zu einer undatierten Ratswahlordnung, die aber in der 
Zeit zwischen 1436 und 1466 abgefaßt worden ist,63 heißt es: «Im ersten als von 
der bestetung der zunftmaister und zweifern halb ist und dient mer zu unainikait 
dan zu ainickait. Wann wen man sy [die neuen Ratsherren] verworft so wechst 
dar auß grosser neit in vil weg damit er geschmecht wirt und auch die weler irs 

vielen anderen Städten war die gleichzeitige Ratsmitgliedschaft von Brüdern, Vätern 
und Söhnen oder Vettern nicht erlaubt, weil diese Verwandschaftsbeziehungen zum 
Kern von Parteiungen werden konnten; vgl. dazu Schlotterose, Ratswahl, S. 101-3. Er-
innert sei auch an das <divieto> in Florenz, das Najemay, Corporatism, S. 107-10 be-
schreibt. 

62 Vgl. bei Rogge, Freye Wale, S. 263 den Fall des Zimmermanns Marx Neumüller, der 
aus politischen Gründen abgelehnt wurde. Der Chronist Georg Preu berichtet aus 
dem Jahr 1537, daß vier Zwölfer aus den Zünften nach der Prüfung «heimgeschickt» 
worden sein. Für einen der vier Abgelehnten weiß Preu auch den Grund: dieser hatte 
unberechtigterweise mit Salz gehandelt; vgl. StChr 29, S.75. 

63 SStBA, 4° Cod. Aug. 108. Handschrift aus der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts. 
Der Verfasser bzw. Abschreiber bleibt anonym. Ohne Folio- oder Seitenzählung, die 
Paginierung ist von mir. Zur Datierung: Weil die Wahl von Dreizehnern erwähnt wird, 
die in der Ordnung von 1434 (in Ratsbücher 277, fol. lr f.) nicht erscheinen, sie als stän-
diges Gremium auch erst ab 1436 faßbar sind, ist diese Ordnung also jünger. Die zeitli-
che Obergrenze ist zwischen den Jahren 1466 und 1476 zu ziehen. 1466 ist deswegen 
für die Datierung einschlägig, weil in der Ordnung die Wahl von Einnehmern noch 
nicht erwähnt wird. Dieses Amt wurde 1467 von dem Baumeisteramt getrennt. Da-
durch wollte man die Kassen für Einnahmen und Ausgaben entflechten; vgl. dazu 
StAA, Zünfte 147, fol. 25r-25v. 

23 



aids halb dar vil nachred und erkawns beschicht».64 Die Wähler in den einzel-
nen Zünften hatten auf ihren Eid geschworen, nur solche Ratsherren zu wählen, 
die der Stadt «fuglich» sein werden. Wenn der Rat aber einen von den Zünftlern 
Gewählten ablehnte, so war dies nicht nur eine Ehrverletzung für den abgelehn-
ten Kandidaten, sondern zugleich der Nachweis eines Eidbruchs der Wähler, 
die sich schließlich verpflichtet hatten, die <Besten> zu küren. 

Nach dem Abschluß der Überprüfung erhoben sich die vier Räte von den Ge-
schlechtern, die Zunftmeister sowie die alten Zunftmeister und schworen den 
Eid für den Kleinen Rat, die anderen Ratsherren den Eid für den Großen Rat.65 

Die Mitglieder des Kleinen Rates, die beiden alten Bürgermeister, die neuge-
wählten 27 bzw. ab 1476 34 Zünftler66 und die vier <alten Räte> der Geschlechter 
(diese aber ohne aktives Wahlrecht), versammelten sich anschließend in der 
kleinen Ratstube und wählten mit Nüssen, Bohnen und Erbsen vier neue Vertre-
ter der Geschlechter für den Kleinen Rat. Ein Ratsdiener verteilte an jeden 
Ratsherren jeweils eine Walnuß, Haselnuß, Bohne und Erbse. Diesen Früchten 
ordnete der Bürgermeister von den Geschlechtern jeweils den Namen eines 
Kandidaten zu. Jeder Wähler warf dann das Zeichen für den Mann seiner Wahl 
in eine Haube, mit der ein Ratsdiener in der Stube von Ratsherr zu Ratsherr 
ging. Gewählt war der Kandidat, der die einfache Mehrheit, z.B. der Bohnen, er-
reicht hatte. Dieses Verfahren wiederholte man noch dreimal. Die Bürgermei-
ster schickten nach den Gekürten, und dieselben schworen nach ihrem Erschei-
nen in der kleinen Ratsstube den Eid.67 

64 SStBA, 4° Cod. Aug. 108, p.13. 
65 Die Eidformel wurde vom Stadtschreiber verlesen. Sie war für die Räte vom Großen 

und Kleinen Rat identisch, gleichwohl wurde sie getrennt gesprochen. «Ir wert swern, 
das ir der Stat, reycher und armer, getrui rautgeb seyend bis zü der Liechtmeß [2. Fe-
bruar], die nun schierst kompt, und von dannen über ain jar, oder ob man die rät unge-
farlichen ee besetzte, und der stat reychen und armen rautend mit ewren trewwn das 
pest und das wägst, das ir wißen künden und verstend, und ze rechter zeyt an den raut 
gangend, den raut verswigent, ratschatz meydent, brief und bûch haltent on alls gefär-
de. Daß bitt euch Got ze helfen und all hayligen»; StAA, Ratsbücher 277, fol. 2". 

66 Vgl. die Abbildung 2 in Anhang II. 
67 Die ausführliche Beschreibung des Verfahrens in SStBA, 4° Cod. Aug. 108, p.5-7: 

«Nach dem gaunt dann der stat Schreiber ainer mit zwain schislen dar Inn ist vierlay[:] 
welsch nuß, haselnuß, bann [Bohnen], erbeiß und tregtz am ersten für die zwen burger-
maister und darnach fur iedlichen ratgeben nach ordnug da nimt man ¡etlicher vierlay 
herauß. darnach so nent dann der burgermaister von geschlechten vier mit iren namen 
von geschlechten und spricht, der ain wie er denn haist ist ain welschnuß, der ander 
aber mit seim namen ist ain haselnus, der drit ist ain bann wie er dann haist der vierd ist 
ain erbeß. So soll dann der ratgeb ¡etlicher der zaichen under den vieren ains [d.h. ei-
nen] welchs in dann dunckt auf sein aid der gut sey zu ain radgeben das sol er in die hau-
ben oder hut legen. [...] So dann gar eingelegt seint, so schit man se dann herauß auff 
den tisch fur burgermaister und statschreiber. So list man dann die zaichen auß einan-
der ietlichs zaichen besunder an ain ort und zeit dann ietlichs zaichen ab. Welichs zai-
chen dann am maisten ist, der ist dann ratgeb. daß tut man als oft bist man vier ratgebet 
von geschlechten erweit. Desgleichen [d.h. auf diese Weise] weit man baumaister und 
sigler». 
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Danach stand die Wahl der Bürgermeister auf dem Programm. Dazu verlie-
ßen zuerst zwei Stadtschreiber die kleine Ratsstube und setzten sich in «ain an-
der Stuben, da niemant in ist».68 Als erste gingen dann die beiden alten Bürger-
meister und nach ihnen die anderen Räte zu den Stadtschreibern. Jeder teilte ei-
nem Schreiber seiner Wahl mit, welchen Mann er zum Bürgermeister wählen 
wollte. Dabei konnte «er nemen wen er will außerhalb des ratz in der stat oder 
auß dem Rat wa in dan sein rechtz gewissen hin weist der gût sey zû burgermai-
ster ampt».69 Der Schreiber notierte die Namen der Kandidaten auf zwei <Wahl-
scheinen> - einer von den Zünften und einer von den Geschlechtern. Mit beiden 
Wahlzetteln kehrte der Wähler in die kleine Ratsstube zurück. Innen, an der 
Tür stehend, erwartete ihn ein Ratsdiener, der die Wahlzettel in einer «hauben» 
sammelte. Nachdem alle Wähler in die kleine Ratsstube zurückgekommen wa-
ren, wurden die Stimmen ausgezählt. Die Kandidaten mit einfacher Mehrheit 
waren gewählt.70 

Anschließend wurden die anderen Ratsämter besetzt. Die Baumeister, die 
nach der Ordnung von 1434 auch mit Zetteln gewählt wurden,71 sind nach dem 
Inkrafttreten der neuen Ordnung mit Bohnen, Erbsen und Nüssen gewählt wor-
den, genauso wie die Siegler, von denen 1434 noch nicht die Rede war. Ab 1470 
waren die folgenden Ämter zu besetzen: zwei Bürgermeister, einer aus den Ge-
schlechtern, einer von den Zünften; drei Baumeister, einer aus den Geschlech-
tern, zwei aus den Zünften; drei Einnehmer, einer aus den Geschlechtern, zwei 
aus den Zünften; zwei Siegler, je einer aus den Geschlechtern und Zünften; drei 
Weinungeldter, einer von den Geschlechtern, zwei von den Zünften; sechs Steu-
ermeister, zwei von den Geschlechtern, vier aus den Zünften. Alle Ämter wur-
den vom Kleinen Rat durch Wahl besetzt. Außer den Bürgermeistern durfte je-
der «zû dem ambt so er vor gehabt hat» wiedergewählt werden.72 

Zur Bekanntgabe der Wahlergebnisse versammelte sich der Kleine Rat wie-
der mit dem Großen Rat in der Gerichtsstube. Die neuen Amtsträger schworen 
ihre Amtseide vor dem Großen Rat.73 Gleichzeitig benachrichtigte ein Ratsdie-
ner die Frauen und die Familien der neuen Bürgermeister.74 Die Sturmglocke 
wurde geläutet, die Gemeinde fand sich vor dem Rathaus auf dem Perlachplatz 
ein, und die neuen Bürgermeister traten in den Rathauserker. Dann leisteten 
die Bürger ihren Bürgermeistern den Treueeid, und diese verpflichteten sich 

68 SStBA, 4° Cod. Aug. 108, p.7. 
69 SStBA, 4° Cod. Aug. 108, p.7-8. 
70 SStBA, 4° Cod. Aug. 108, p. 8: «so schut man die zedlach all auf den tisch so claubt man 

dann die namen der zwaier burgermaister auß ain ander und welcher dann die maisten 
zedelach hat die sint burgermaister». 

71 StAA, Ratsbücher 277, fol. 3': «Darnach so weit man denne bumaister, ainen oder 
mer, auch mit brieflin [...]». Zu den Funktionen der Baumeister und Siegler vgl. Sieh-
Burens, Verfassung, S. 140. 

72 Vgl. Meyer, Stadtbuch, S. 303-4. Diese Ämterverteilung war ein Ergebnis der Ausein-
andersetzungen im Jahr 1466, die in Kapitel III.1.2 behandelt werden. 

73 Vgl. die Eidformeln bei Dirr, Studien, S.214. 
74 Vgl. StAA, Schätze 63, fol. 22v-23r. 
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